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A. Tragende Gründe und Beschluss 

1.  Rechtsgrundlagen 

Nach § 20d Abs. 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für 
Schutzimpfungen im Sinne des § 2 Nr. 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). 
Ausgenommen von diesem Anspruch sind Schutzimpfungen, die wegen eines 
durch einen nicht beruflichen Auslandsaufenthalt erhöhten Gesundheitsrisikos 
indiziert sind, es sei denn, dass zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ein 
besonderes Interesse daran besteht, der Einschleppung einer übertragbaren 
Krankheit in die Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen (§ 20d Abs. 1 Satz 2 
SGB V). Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für 
Schutzimpfungen soll nach § 20d Abs. 1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame Bun-
desausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 auf der Grundlage der Empfeh-
lungen der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-Institut (RKI) 
unter besonderer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen für die 
öffentliche Gesundheit bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission sind durch den G-BA besonders zu begründen (§ 
20d Abs. 1 Satz 4 SGB V).  

Das RKI hat die aktualisierten Impfempfehlungen der STIKO im Epidemiologi-
schen Bulletin Nr. 30/2009 veröffentlicht. Zu den Änderungen der STIKO-
Empfehlungen hat der G-BA nach § 20 d Abs. 1 Satz 7 SGB V innerhalb von 
drei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Entscheidung zu treffen.  

Für den Fall, dass eine Entscheidung durch den G-BA nicht termin- oder frist-
gemäß zustande kommt, dürfen die von der STIKO empfohlenen Änderungen 
der STIKO-Empfehlungen (mit Ausnahme von Schutzimpfungen nach § 20d 
Abs. 1 Satz 2 SGB V) zu Lasten der Gesetzlichen Krankenkassen erbracht 
werden, bis die Richtlinienentscheidung vorliegt. 

 

2.  Eckpunkte der Entscheidung 

Mit der Erstfassung der Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 
SGB V (Schutzimpfungs-Richtlinie / SI-RL) ist der G-BA seinem gesetzlichen 
Auftrag in § 20d Abs. 1 i. V. m. § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 SGB V nachgekom-
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men die Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für Schutzimpfun-
gen in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zu bestimmen. 

Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie führt in einer einheitlichen Tabelle die 
einzelnen Impfungen, deren Indikation sowie Hinweise zu den Schutzimpfungen 
und weitere Anmerkungen auf. 

Mit dem Beschluss zur Änderung der Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie 
setzt der G-BA die neu gefassten Impfempfehlungen der STIKO, welche mit 
dem Epidemiologischen Bulletin Nr. 30/2009 veröffentlicht wurden, entspre-
chend der Vorgabe des § 20d Abs. 1 Satz 7 SGB V um. 

Hierzu im Einzelnen: 

1. Die STIKO empfiehlt, dass alle Erwachsenen die nächste fällige Td-
Impfung einmalig als Tdap (bei entsprechender Indikation als Tdap-IPV) -
Kombinationsimpfung erhalten sollen. 

Der G-BA folgt dieser Empfehlung und ändert dementsprechend die Anla-
ge 1 der SI-RL wie folgt: 

Im Abschnitt zur Impfung gegen Diphtherie wird in Spalte 2 folgender Satz 
aufgenommen: „Alle Erwachsene sollen die nächste fällige Td-Impfung 
einmalig als Tdap (bei entsprechender Indikation als Tdap-IPV) –
Kombinationsimpfung erhalten.“ Der Satz „Jede Auffrischimpfung mit Td 
(auch im Verletzungsfall) sollte Anlass sein, die mögliche Indikation einer 
Pertussis-Impfung zu überprüfen und gegebenenfalls einen Kombinations-
impfstoff Tdap einzusetzen.“  ist dementsprechend in Spalte 4 zu strei-
chen. 

Im Abschnitt zur Impfung gegen Pertussis wird in Spalte 2 der Satz „Er-
wachsene sollen einmalig die nächste Td-Impfung als Tdap-Impfung er-
halten.“ und dazu in Spalte 4 die Anmerkung „Der Einsatz von Tdap-IPV-
Kombinationsimpfstoff ist nur wirtschaftlich bei entsprechender Indikation.“ 
aufgenommen. Darüberhinaus wird der Satz „Sofern kein adäquater Im-
munschutz vorliegt, sollen…“ geändert in „Sofern in den letzten zehn Jah-
ren keine Pertussis Impfung stattgefunden hat, sollen…“. 
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Im Abschnitt zur Impfung gegen Tetanus wird in Spalte 2 der Satz „Alle 
Erwachsene sollen die nächste fällige Td-Impfung einmalig als Tdap (bei 
entsprechender Indikation als Tdap-IPV) –Kombinationsimpfung erhalten“ 
ergänzt und in Spalte 3 der Satz „Jede Auffrischimpfung mit Td sollte An-
lass sein, eine mögliche Indikation einer Pertussis-Impfung zu überprüfen 
und gegebenenfalls einen Kombinationsimpfstoff (Tdap) einzusetzen.“ zu 
streichen.  

2. Darüberhinaus hat die STIKO die beruflichen Indikationen für eine Pertus-
sis-Impfung erweitert. 

Die STIKO empfiehlt die Impfung gegen Pertussis für Personal im 
Gesundheitsdienst. Zu den Gesundheitsdienstberufen zählen nach den 
Angaben der Gesundheitsberichterstattung des Bundes (Gesundheitsbe-
richterstattung des Bundes, Heft 46 „Beschäftigte im Gesundheitswesen, 
Herausgeber: Robert-Koch-Institut, Berlin 2009) zum einen Ärztinnen und 
Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte sowie Apothekerinnen und Apotheker 
und zum anderen medizinische Fachangestellte, zahnmedizinische Fach-
angestellte, Diätassistentinnen und Diätassistenten, Heilpraktikerinnen 
und Heilpraktiker, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen/-pfleger, Heb-
ammen und Entbindungspfleger, Gesundheits- und Krankenpflegehelfe-
rinnen/-helfer, Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, Masseurin-
nen und Masseure, medizinische Bademeisterinnen und medizinische Ba-
demeister, medizinisch-technische und pharmazeutisch-technische Assis-
tentinnen und Assistenten sowie Beschäftigte in anderweitig nicht genann-
ten therapeutischen Berufen. Altenpflegerinnen und Altenpfleger, Heilpä-
dagoginnen und Heilpädagogen sowie Heilerziehungspflegerinnen und 
Heilerziehungspfleger werden als den sozialen Berufen zugehörig ver-
standen. Als Begründung für die Empfehlung einer Pertussis-Impfung für 
Personal im Gesundheitsdienst führt die STIKO Ausbrüche, die in ver-
schiedenen Krankenhäusern, in Arztpraxen sowie Senioren- und Behin-
dertenheimen beobachtet, wurden an.  

Zur Impfung von Personal in Altenheimen und Behinderteneinrichtungen 
im Rahmen einer beruflichen Indikation reicht, unabhängig davon, dass 
diese Personengruppen nicht zu dem von der STIKO genannten „Personal 
im Gesundheitsdienst“ zählen, die Datenlage in Deutschland derzeit nicht 
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aus. Nach der Begründung der STIKO sind innerhalb von 5 Jahren 63 Fäl-
le in zwei unterschiedlichen Einrichtungen gemeldet worden. Es ist festzu-
stellen, dass diese 63 Erkrankungsfälle ausschließlich in den neuen Bun-
desländern - aufgrund der dortigen Meldepflicht - erfasst wurden. Eine 
ausführliche Auswertung der Ausbrüche hat das RKI bisher nicht vorge-
nommen. 

Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zur arbeitsmedizinischen Vorsor-
ge ist vorrangig der Arbeitgeber gefordert ggf. ein Impfangebot zu unter-
breiten. Die betreuten Personen und die Angestellten in Alten- und Pflege 
bzw. Behindertenheimen selbst sind allerdings Ziel der allgemeinen Impf-
empfehlung und erhalten bei der Auffrischung gegen Tetanus einmalig ei-
ne Kombinationsimpfung, die eine Pertussiskomponente enthält. 

Dementsprechend beschränken sich, die im Bereich des Gesundheits-
dienstes beobachteten Ausbrüche auf Krankenhäuser und Arztpraxen, da 
Senioren- und Behindertenheimen dem sozialen Dienst zu ordnen sind. 
Der G-BA folgt der erweiterten Empfehlung für eine Pertussis-Impfung 
deshalb dahingehend, dass in Spalte 2 der Anlage 1 zusätzlich zu dem 
bisher genannten Personal in Einrichtungen der Schwangerenbetreuung 
und der Geburtshilfe auch Personal in Krankenhäusern und in Arztpraxen 
aufgenommen wird. 

Die STIKO empfiehlt die Impfung gegen Pertussis für Personal in Ge-
meinschaftseinrichtungen. Gemeinschafteinrichtungen sind im § 33 des 
Infektionsschutzgesetzes wie folgt definiert: „Gemeinschaftseinrichtungen 
sind Einrichtungen in denen überwiegend Säuglinge, Kinder und Jugendli-
che betreut werden, insbesondere Kinderkrippen, Kindergärten, Kinderta-
ges-stätten, Kinderhorte, Schulen oder sonstige Ausbildungseinrichtun-
gen, Heime, Ferienlage und ähnliche Einrichtungen. Der G-BA folgt der 
Erweiterung der Pertussis-Impfung für Personal in Gemeinschaftseinrich-
tungen. Darüberhinaus wird in Spalte 4 die entsprechende Definition des 
Begriffes „Gemeinschaftseinrichtungen“ ergänzt.  

3. STIKO empfiehlt bei Personen ≥ 60 Jahren die einmalige Impfung gegen 
Pneumokokken mit einem Pneumokokken Polysaccharid-Impfstoff. 
Wiederholungsimpfungen sollen nur noch bei bestimmten Indikationen er-
folgen. 
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Der G-BA folgt dieser Empfehlung und ändert dementsprechend die Anla-
ge 1 der SI-RL wie folgt: 

Im Abschnitt zur Impfung gegen Pneumokokken wird in Spalte 3 der Satz 
„Wiederholungsimpfung im Abstand von 6 Jahren.“ gestrichen und Spalte 
4 der Satz „Bei denen aufgrund einer Grunderkrankung geimpften Perso-
nen ist die Vollendung des 60 Lebensjahres keine Indikation für eine 
Wiederholungsimpfung.“ anstelle des Satzes „Lt. Fachinformation sollten 
gesunde Erwachsene und Kinder nicht routinemäßig erneut geimpft wer-
den.“ eingefügt. Die Indikationen „angeborene und erworbene Immunde-
fekte mit T- und/oder B-zellulärer Restfunktion, chronische Nierenkrank-
heiten/nephrotisches Syndrom“, bei denen eine Wiederholungsimpfung 
mit einem Polysaccharid-Impfstoff im Abstand von 5 (Erwachsene) bzw. 
mindestens 3 Jahren (Kinder unter 10 Jahren) weiterhin empfohlen wird, 
werden in Spalte 3 an entsprechender Stelle ergänzt. 

4. Die von der STIKO geänderten Empfehlungen zur Impfung gegen Polio-
myelitis, wonach alle Personen ohne einmalige Auffrischimpfung eine Po-
liomyelitis-Impfung erhalten, wurden vom G-BA durch entsprechende Er-
gänzung in Spalte 2 der Anlage 1 im Abschnitt zur Impfung gegen Polio-
myelitis übernommen. Die Angaben in Spalte 3, wann ein Erwachsener 
als vollständig immunisiert gilt, werden ebenfalls entsprechend den 
STIKO-Empfehlungen angepasst. 

5. Die STIKO empfiehlt, dass bei der Impfung gegen Varizellen eine 2. Dosis 
Varizellenimpfstoff im Alter von 15 bis 23 Monaten erfolgen soll.  

Der G-BA folgt dieser Empfehlung und ändert dementsprechend die Anla-
ge 1 der SI-RL wie folgt: 

Mit der erfolgten Zulassung für eine 2. Dosis Varizellenimpfstoff bei den 
Mono-Impfstoffen wird in Spalte 2 wird der Hinweis „vorzugsweise mit ei-
nem MMRV-Kombinationsimpfstoff“ gestrichen.   
In Spalte 2 wird der Satz „Standardimpfung mit einem monovalenten Impf-
stoffes für ungeimpfte 9- bis 17-jährige Jugendliche ohne Varizellen-
Anamnese.“ geändert in „Standardimpfung mit zwei Dosen eines monova-
lenten Impfstoffes für ungeimpfte 9- bis 17-jährige Jugendliche ohne Vari-
zellen-Anamnese.“ Nachfolgend wird der Satz „Nachimpfung nur einmal 
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geimpfter Kinder und Jugendlicher bis zum vollendeten 18. Lebensjahr mit 
einem monovalenten Impfstoff“ eingefügt. 

6. Die geänderten STIKO-Empfehlungen zur Chemoprophylaxe einer 
Meningokokken-Infektion ziehen keine Änderung der Schutzimpfung-
Richtlinie nach sich, da nach § 2 Abs. 2 Satz 1 der SI-RL die 
postexpositionelle Gabe von Sera und Chemotherapeutika nicht Gegen-
stand der Schutzimpfungs-Richtlinie ist. Ist die Behandlung eines Patien-
ten mit diesen Arzneimitteln im Einzelfall notwendig, um eine absehbare 
Erkrankung zu verhüten, so ist nach § 23 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 31 SGB  
die Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung gegeben. Dies 
gilt auch für die postexpositionelle Gabe von Impfstoffen im Einzelfall. 

Bei der postexpostionellen Gabe von Sera/Immunglobulinen, Chemothe-
rapeutika und Impfstoffen im Ausbruchsgeschehen (z.B. von 
Meningokokken-Erkrankungen in einer Gemeinschafteinrichtung) ist das 
Ausbruchsmanagement prioritäre Aufgabe des öffentlichen Gesundheits-
dienstes und nicht der GKV. Die entsprechenden Maßnahmen (z.B. 
Riegelungsimpfungen) gelten somit nicht als postexpositionelle Gabe von 
Impfstoffen im Einzelfall. 

Grundsätzlich ist es sinnvoll, wenn Chemoprophylaxe und/oder Impfung 
von Kontaktpersonen in einer Hand verbleiben. 

7. Aufgrund der im Bundesgesetzblatt am 23. Dezember 2008 veröffentlich-
ten Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) werden in 
Spalte 3 der Anlage 1 die Sätze „Nach der Biostoffverordnung besteht ein 
spezieller Anspruch gegen den Arbeitgeber aufgrund eines erhöhten be-
ruflichen Risikos. Das ist in den folgenden in Anhang IV der Biostoffver-
ordnung genannten Bereichen bei den aufgeführten Expositionsbedingun-
gen der Fall: […].“ jeweils geändert in „Nach der Verordnung zur Rechts-
vereinfachung und Stärkung der arbeitsmedizinischen Vorsorge 
(ArbMedVV) besteht ein spezieller Anspruch gegen den Arbeitgeber auf-
grund eines erhöhten beruflichen Risikos. Das ist in den folgenden in Teil 
2 der ArbMedVV genannten Bereichen bei den aufgeführten Expositions-
bedingungen der Fall: […].“ 
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3.  Verfahrensablauf 

In der Sitzung dieser Arbeitsgruppe am 17. August 2009 wurde ein Entwurf ei-
ner geänderten Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie zur Umsetzung der Ak-
tualisierung der STIKO-Empfehlungen (Stand: Juli 2009) vorbereitet. Das Bera-
tungsergebnis der Arbeitsgruppe wurde in der Sitzung des Unterausschuss 
„Arzneimittel“ am 8. September 2009 abschließend beraten und der 
Stellungnahmeentwurf konsentiert.  

Der Unterausschuss „Arzneimittel“ hat daraufhin in der Sitzung am 8. Septem-
ber 2009 entschieden, das Stellungnahmeverfahren mit der Bundesärztekam-
mer nach § 91 Abs. 5 i. V. m. § 11 der Verfahrensordnung des G-BA am 9. Au-
gust 2009 mit Frist bis zum 5. Oktober 2009 einzuleiten.  

Zeitlicher Verfahrensverlauf 

Sitzung der AG/ UA/ G-BA Datum Beratungsgegenstand 

AG „Schutzimpfungen“ 17. August 2009 Beratung zur Änderung der Anlage 1 
SI-RL 

12. Sitzung  
UA „Arzneimittel“ 

8. September 2009 Beratung und Konsentierung des 
Stellungnahmeentwurfs zur Änderung 
der Anlage 1 SI-RL 
Entscheidung zur Einleitung des 
Stellungnahmeverfahrens nach § 91 
Abs. 5 SGB V 

13. Sitzung  
UA „Arzneimittel“ 

6. Oktober 2009 Beratung der Stellungnahme der BÄK 
und Konsentierung der Änderung der 
Anlage 1 SI-RL 

Sitzung des Plenums 15. Oktober 2009 Beschluss zur Änderung der Anlage 1 
SI-RL 

 

Berlin, den 15. Oktober 2009 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 
 
 

Hess 
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4.  Beschluss 

Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 

über eine Änderung der Schutzimpfungs-Richtlinie: 
Umsetzung der STIKO-Empfehlungen / Stand: Juli 2009 

 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 15. Oktober 2009 
beschlossen, die Anlage 1 der Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20d Ab-
satz 1 SGB V (Schutzimpfungs-Richtlinie / SI-RL) in der Fassung vom 
21. Juni 2007/18. Oktober 2007 (BAnz. S. 8154), zuletzt geändert am 
16. Oktober 2008 (BAnz. 2009 S.  483), wie folgt zu ändern: 

 

I. Die Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie wird wie folgt geändert: 

1. In Spalte 3 werden die Sätze „Nach der Biostoffverordnung besteht ein 
spezieller Anspruch gegen den Arbeitgeber aufgrund eines erhöhten be-
ruflichen Risikos. Das ist in den folgenden in Anhang IV der Biostoffver-
ordnung genannten Bereichen bei den aufgeführten Expositionsbedin-
gungen der Fall: […].“ jeweils geändert in „Nach der Verordnung zur ar-
beitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) besteht ein spezieller An-
spruch gegen den Arbeitgeber aufgrund eines erhöhten beruflichen Risi-
kos. Das ist in den folgenden in Teil 2 der ArbMedVV genannten Berei-
chen bei den aufgeführten Expositionsbedingungen der Fall: […].“ 
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2. Der Abschnitt zur Impfung gegen Diphtherie wird wie folgt neugefasst: 
 

Impfung ge-
gen 

Indikation Hinweise zu den Schutzimpfungen Anmerkungen 

1 2 3 4 
Diphtherie Zur Grundimmunisierung Impfung 

im Alter von 2, 3 und 4 sowie zwi-
schen dem 11. bis 14. Lebensmo-
nat. 
 
Auffrischimpfungen erfolgen im 
Alter von 5 bis 6 Lebensjahren und 
9 bis 17 Lebensjahren. 
 
Weitere Auffrischimpfungen ab 
dem 18. Lebensjahr erfolgen je-
weils 10 Jahre nach der letzten 
vorangegangenen Dosis. 
 
Alle Erwachsene sollen die nächs-
te fällige Td-Impfung einmalig als 
Tdap (bei entsprechender Indikati-
on als Tdap-IPV) –
Kombinationsimpfung erhalten. 
 
Alle Personen mit fehlender oder 
unvollständiger Grundimmunisie-
rung oder wenn die letzte Impfung 
der Grundimmunisierung oder die 
letzte Auffrischimpfung länger als 

  
 
 
 
 
Die Impfung gegen Diphtherie soll-
te in der Regel in Kombination mit 
der gegen Tetanus (Td) durchge-
führt werden.  
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10 Jahre zurückliegt.  
 

 



 Zusammenfassende Dokumentation Stand: 24.02.2010  - 12 - 

3. Der Abschnitt zur Impfung gegen Pertussis wird wie folgt neugefasst: 
 

Impfung ge-
gen 

Indikation Hinweise zu den Schutzimpfungen Anmerkungen 

1 2 3 4 
Pertussis Grundimmunisierung im Alter von 

2, 3 und 4 sowie zwischen dem 11. 
bis 14. Lebensmonat. 
 
Auffrischimpfungen erfolgen im 
Alter von 5 bis 6 Lebensjahren und 
9 bis 17 Lebensjahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Erwachsene sollen einmalig die 
nächste Td-Impfung als Tdap-
Impfung erhalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Die Auffrischung im Vorschulalter 
kann mit einer Kombinationsimp-
fung (Diphtherie-Tetanus-
Pertussis) erfolgen. 
 
Die Auffrischung zwischen 9 und 
17 Jahren kann mit einer Kombina-
tionsimpfung (Diphtherie-Tetanus-
Pertussis-Poliomyelitis)  
erfolgen.  
 
Die Verwendung der Vierfach-
Kombination bei Auffrischungen 
zwischen 5 und 6 Lebensjahren ist 
unwirtschaftlich, da in diesem Alter 
eine Poliomyelitis-Auffrischung 
nicht empfohlen wird. 
 
Der Einsatz von Tdap-IPV-
Kombinationsimpfstoff ist nur wirt-
schaftlich bei entsprechender Indi-
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Sofern in den letzten zehn Jahren 
keine Pertussis-Impfung stattge-
funden hat sollen  

- Frauen mit Kinderwunsch 
präkonzeptionell; 

- Enge Haushaltskontaktper-
sonen (Eltern, Geschwister) 
und Betreuer (z. B. Tages-
mütter, Babysitter, ggf. 
Großeltern) möglichst vier 
Wochen vor Geburt des 
Kindes eine Dosis Pertus-
sis-Impfstoff erhalten. 

Erfolgte die Impfung nicht vor der 
Konzeption sollte die Mutter be-
vorzugt in den ersten Tagen nach 
der Geburt des Kindes geimpft 
werden. 
 
Berufliche Indikationen: 
Sofern in den letzten zehn Jahren 
keine Pertussis-Impfung stattge-
funden hat, sollte 
Personal in Krankenhäusern, in 
Arztpraxen, in Einrichtungen der 
Schwangerenbetreuung und der 
Geburtshilfe sowie in Gemein-
schaftseinrichtungen außer die in 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine erhöhte berufliche Gefähr-
dung durch Pertussis begründet in 
folgenden Bereichen keinen Leis-
tungsanspruch gegenüber der 
GKV: 
Nach der Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge 
(ArbMedVV) 

kation. 
 
Da kein Monoimpfstoff gegen Per-
tussis mehr zur Verfügung steht, 
sind bei vorliegender Indikation 
Dreifach-Kombinationsimpfstoffe 
(Diphtherie-Tetanus-Pertussis) zu 
verwenden, da eine routinemäßige 
Auffrischung gegen Poliomyelitis 
nach dem 18. Lebensjahr nicht 
empfohlen wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemeinschaftseinrichtungen sind 
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Spalte 3 genannten eine Dosis 
Pertussis-Impfstoff erhalten. 

besteht ein spezieller Anspruch 
gegen den Arbeitgeber aufgrund 
eines erhöhten beruflichen Risikos. 
Das ist in den folgenden in Teil 2 
der ArbMedVV genannten Berei-
chen bei den aufgeführten Exposi-
tionsbedingungen der Fall: 
Einrichtungen zur medizinischen 
Untersuchung, Behandlung und 
Pflege von Kindern sowie zur vor-
schulischen Kinderbetreuung (re-
gelmäßiger, direkter Kontakt zu 
Kindern); 
Forschungseinrichtungen/ Labora-
torien (regelmäßige Tätigkeiten mit 
Kontaktmöglichkeit zu infizierten 
Proben oder Verdachtsproben 
bzw. zu erregerhaltigen oder kon-
taminierten Gegenständen oder 
Materialien). 
 

Einrichtungen in denen überwie-
gend Säuglinge, Kinder und Ju-
gendliche betreut werden, insbe-
sondere Kinderkrippen, Kindergär-
ten, Kindertagesstätten, Kinderhor-
te, Schulen oder sonstige Ausbil-
dungseinrichtungen, Heime, Feri-
enlager und ähnliche Einrichtun-
gen. 
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4. Der Abschnitt zur Impfung gegen Pneumokokken wird wie folgt neugefasst: 
 

Impfung ge-
gen 

Indikation Hinweise zu den Schutzimpfungen Anmerkungen 

1 2 3 4 
Pneumo-
kokken 

Grundimmunisierung im Alter von 
2, 3 und 4 sowie zwischen dem 11. 
bis 14. Lebensmonat mit einem 
Pneumokokken-Konjugatimpfstoff. 
 
Personen über 60 Jahre mit Poly-
saccharid-Impfstoff. 
 
 
 
 
Indikationsimpfung für Kinder (ab 
dem vollendeten 2. Lebensjahr), 
Jugendliche und Erwachsene mit 
erhöhter gesundheitlicher Gefähr-
dung infolge einer Grundkrankheit: 

1. Angeborene und erworbene 
Immundefekte mit T- 
und/oder B-zellulärer Rest-
funktion, wie z. B.: 

- Hypogammaglobulinämie, 
Komplement- und 
Properdindefekte 

- bei funktioneller oder ana-
tomischer Asplenie 

 
 
 
 
 
Eine Impfung mit Polysaccharid-
Impfstoff 
 
 
 
 
Bei weiterbestehender Indikation 
(angeborene und erworbene Im-
mundefekte mit T- und/oder B-
zellulärer Restfunktion, chronische 
Nierenkrankheiten/nephrotisches 
Syndrom) Wiederholungsimpfun-
gen mit Polysaccharid-Impfstoff im 
Abstand von 5 (Erwachsene) bzw. 
mindestens 3 Jahren (Kinder unter 
10 Jahren). 
 
Gefährdete Kleinkinder erhalten 
eine Impfung mit Pneumokokken-
Konjugatimpfstoff. 

Neue Literatur wird derzeit durch 
den G-BA bewertet. 
 
 
 
Bei denen aufgrund einer Grund-
erkrankung geimpften Personen ist 
die Vollendung des 60. Lebensjah-
res keine Indikation für eine 
Wiederholungsimpfung. 
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- bei Sichelzellenanämie 
- bei Krankheiten der blutbil-

denden Organe 
- bei neoplastischen Krank-

heiten 
- bei HIV-Infektionen  
- nach Knochenmark-

transplantation 
- vor Organtransplantation 

und vor Beginn einer im-
munsuppressiven Therapie. 

 
2. Chronische Krankheiten 

z. B.: 
- Herz-Kreislauf-Krankheiten 
- Krankheiten der Atmungs-

organe (inklusive Asthma 
und COPD) 

- Diabetes mellitus oder an-
dere Stoffwechselkrankhei-
ten 

- chronische Nierenkrankhei-
ten/nephrotisches Syndrom 

- neurologische Krankheiten 
z. B. Zerebralparesen oder 
Anfallsleiden 

- Liquorfistel 
 

 
Personen mit fortbestehender ge-
sundheitlicher Gefährdung können 
ab vollendetem 2. Lebensjahr 
Polysaccharid-Impfstoff erhalten. 
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5. Der Abschnitt zur Impfung gegen Poliomyelitis wird wie folgt neugefasst: 
 

Impfung ge-
gen 

Indikation Hinweise zu den Schutzimpfungen Anmerkungen 

1 2 3 4 
Poliomyelitis Grundimmunisierung im Alter von 

2, 3 und 4 sowie zwischen dem 11. 
bis 14. Lebensmonat. 
 
 
 
Auffrischimpfung erfolgt im Alter 
von 9 bis 17 Lebensjahren. 
 
 
Alle Personen bei fehlender oder 
unvollständiger Grundimmunisie-
rung.  
Alle Personen ohne einmalige 
Auffrischimpfung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bei monovalenter Anwendung 
bzw. bei Kombinationsimpfstoffen 
ohne Pertussiskomponente kann 
die Dosis im vollendeten 3. Le-
bensmonat entfallen. 
 
Eine routinemäßige Auffrisch-
impfung wird nach dem 18. Le-
bensjahr nicht empfohlen. 
 
Erwachsene, die im Säuglings- 
und Kleinkindalter eine vollständi-
ge Grundimmunisierung und im 
Jugendalter oder später mindes-
tens eine Auffrischimpfung erhal-
ten haben oder die als Erwachse-
ne nach Angaben des Herstellers 
grundimmunisiert wurden und eine 
Auffrischimpfung erhalten haben, 
gelten als vollständig immunisiert. 
Ungeimpfte Personen erhalten IPV 
entsprechend den Angaben des 
Herstellers. Ausstehende Impfun-
gen der Grundimmunisierung wer-
den mit IPV nachgeholt. 
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Für folgende Personengruppen ist 
eine Auffrischimpfung indiziert: 
Reisende in Regionen mit Infekti-
onsrisiko (die aktuelle epidemiolo-
gische Situation ist zu beachten, 
insbesondere die Meldungen der 
WHO) 
Aussiedler, Flüchtlinge und Asyl-
bewerber, die in Gemeinschaftsun-
terkünften leben, bei der Einreise 
aus Gebieten mit Polio-Risiko. 
 
Berufliche Indikationen: 
Personal in Gemeinschaftsunter-
künften für Aussiedler, Flüchtlinge, 
Asylbewerber; 
Medizinisches Personal, das en-
gen Kontakt zu Erkrankten haben 
kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine erhöhte berufliche Gefähr-
dung durch Poliomyelitis begrün-
det in folgendem Bereich keinen 
Leistungsanspruch gegenüber der 
GKV: 
Nach der Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge 
(ArbMedVV) besteht ein spezieller 
Anspruch gegen den Arbeitgeber 
aufgrund eines erhöhten berufli-
chen Risikos. Das ist in den fol-
genden in Teil 2 der ArbMedVV 
genannten Bereichen bei den auf-
geführten Expositionsbedingungen 
der Fall: 
Forschungseinrichtungen/ Refe-
renzlaboratorien (regelmäßige Tä-
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tigkeiten mit Kontaktmöglichkeiten 
zu infizierten Tieren/ Proben, Ver-
dachtsproben bzw. krankheitsver-
dächtigen Tieren sowie zu erre-
gerhaltigen oder kontaminierten 
Gegenständen oder Materialien, 
wenn dabei der Übertragungsweg 
gegeben ist). 
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6. Der Abschnitt zur Impfung gegen Tetanus wird wie folgt neugefasst: 
 

Impfung ge-
gen 

Indikation Hinweise zu den Schutzimpfungen Anmerkungen 

1 2 3 4 
Tetanus Zur Grundimmunisierung Impfung 

im Alter von 2, 3 und 4 sowie zwi-
schen dem 11. bis 14. Lebensmo-
nat. 
 
Auffrischimpfungen erfolgen im 
Alter von 5 bis 6 Lebensjahren und 
9 bis 17 Lebensjahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Auffrischimpfungen ab 
dem 18. Lebensjahr erfolgen je-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Impfung gegen Tetanus sollte 
in der Regel in Kombination mit 

 
 
 
 
 
Die Auffrischung im Vorschulalter 
kann mit einer Kombinationsimp-
fung (Diphtherie-Tetanus-
Pertussis) erfolgen. 
 
Die Auffrischung zwischen 9 und 
17 Jahren kann mit einer Kombina-
tionsimpfung (Diphtherie-Tetanus-
Pertussis-Poliomyelitis)  
erfolgen.  
 
Die Verwendung der Vierfach-
Kombination bei Auffrischungen 
zwischen 5 und 6 Lebensjahren ist 
unwirtschaftlich, da in diesem Alter 
eine Poliomyelitis-Auffrischung 
nicht empfohlen wird. 
 
Da kein Monoimpfstoff gegen Per-
tussis mehr zur Verfügung steht, 
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weils 10 Jahre nach der letzten 
vorangegangenen Dosis. 
 
Alle Erwachsene sollen die nächs-
te fällige Td-Impfung einmalig als 
Tdap (bei entsprechender Indikati-
on als Tdap-IPV) –
Kombinationsimpfung erhalten. 
 
Alle Personen bei fehlender oder 
unvollständiger Grundimmunisie-
rung, wenn die letzte Impfung der 
Grundimmunisierung oder letzte 
Auffrischimpfung länger als 10 
Jahre zurückliegt. Eine begonnene 
Grundimmunisierung wird vervoll-
ständigt, Auffrischimpfung im 10-
jährigen Intervall. 
 
 

der gegen Diphtherie (Td) durch-
geführt werden, falls nicht bereits 
ein aktueller Impfschutz gegen 
Diphtherie besteht. 
 
 
 
 
 
 

sind bei vorliegender Indikation 
Dreifach-Kombinationsimpfstoffe 
(Diphtherie-Tetanus-Pertussis) zu 
verwenden, da eine routinemäßige 
Auffrischung gegen Poliomyelitis 
nach dem 18. Lebensjahr nicht 
empfohlen wird. 
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7. Der Abschnitt zur Impfung gegen Varizellen wird wie folgt neugefasst: 
 

Impfung ge-
gen 

Indikation Hinweise zu den Schutzimpfungen Anmerkungen 

1 2 3 4 
Varizellen Immunisierung beginnend mit der 

ersten Impfdosis im Alter zwischen 
dem 11. bis 14. Lebensmonat und 
Abschluss mit der 2. Impfdosis vor 
Ende des 2. Lebensjahres. 
 
Standardimpfung mit zwei Dosen 
eines monovalenten Impfstoffes für 
ungeimpfte 9- bis 17-jährige Ju-
gendliche ohne Varizellen-
Anamnese. 
 
Nachimpfung nur einmal geimpfter 
Kinder und Jugendlicher bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahr mit 
einem monovalenten Impfstoff. 
 
Indikationsimpfung mit einem 
monovalenten Impfstoff für 
1. Seronegative Frauen mit Kin-
derwunsch 
2. Seronegative Patienten vor ge-
planter immunsuppressiver Thera-
pie oder Organtransplantation 
3. Seronegativer Patienten unter 
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immunsuppressiver Therapie (vgl. 
hierzu Anmerkungen in Spalte 4) 
 
 
 
 
 
4. Empfängliche Patienten mit 
schwerer Neurodermitis 
5. Empfängliche Patienten mit en-
gem Kontakt zu den unter Punkt 2 
bis 4 Genannten. 
 
Berufliche Indikationen: 
Seronegatives Personal im 
Gesundheitsdienst, insbesondere 
in den Bereichen Onkologie, Gy-
näkologie/Geburtshilfe, Intensiv-
medizin und im Bereich der Be-
treuung von Immundefizienten. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine erhöhte berufliche Gefähr-
dung durch Varizellen begründet in 
folgenden Bereichen keinen Leis-
tungsanspruch gegenüber der 
GKV: 
Nach der Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge 
(ArbMedVV) besteht ein spezieller 
Anspruch gegen den Arbeitgeber 
aufgrund eines erhöhten berufli-
chen Risikos. Das ist in den fol-
genden in Teil 2 der ArbMedVV 
genannten Bereichen bei den auf-
geführten Expositionsbedingungen 
der Fall: 
Einrichtungen zur medizinischen 

Zur Impfung seronegativer Patien-
ten unter immun-suppressiver The-
rapie sind die einschränkenden 
Hinweise dem Epidemiologischen 
Bulletin, Sonderdruck November 
2005, zu entnehmen. 
 
Empfängliche Personen bedeutet: 
anamnestisch keine Varizellen, 
keine Impfung und bei serologi-
scher Testung kein Nachweis spe-
zifischer Antikörper. 
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Untersuchung, Behandlung und 
Pflege von Kindern sowie zur vor-
schulischen Kinderbetreuung (re-
gelmäßiger, direkter Kontakt zu 
Kindern); 
Forschungseinrichtungen/ Labora-
torien (regelmäßige Tätigkeiten mit 
Kontaktmöglichkeit zu infizierten 
Proben oder Verdachtsproben 
bzw. zu erregerhaltigen oder kon-
taminierten Gegenständen oder 
Materialien). 
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II. Die Änderung tritt mit Wirkung vom 15. Oktober 2009 in Kraft. 

 

Die tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf der Homepage des Ge-
meinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den 15. Oktober 2009 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 
 
 
 

Hess 

 

http://www.g-ba.de/�
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5.  Anhang 

5.1  Prüfung nach § 94 Abs. 1 SGB V 
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5.2 Veröffentlichung im Bundesanzeiger 
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B. Bewertungsverfahren 

1. Bewertungsgrundlagen 

Nach § 20d Abs. 1 SGB V haben Versicherte Anspruch auf Leistungen für 
Schutzimpfungen im Sinne des § 2 Nr. 9 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG). 
Ausgenommen von diesem Anspruch sind Schutzimpfungen, die wegen eines 
durch einen nicht beruflichen Auslandsaufenthalt erhöhten Gesundheitsrisikos 
indiziert sind, es sei denn, dass zum Schutz der öffentlichen Gesundheit ein be-
sonderes Interesse daran besteht, der Einschleppung einer übertragbaren 
Krankheit in die Bundesrepublik Deutschland vorzubeugen (§ 20d Abs. 1 Satz 2 
SGB V). Einzelheiten zu Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistungen für 
Schutzimpfungen soll nach § 20d Abs. 1 Satz 3 SGB V der Gemeinsame Bun-
desausschuss (G-BA) in Richtlinien nach § 92 auf der Grundlage der Empfehlun-
gen der Ständigen Impfkommission (STIKO) beim Robert Koch-Institut (RKI) un-
ter besonderer Berücksichtigung der Bedeutung der Schutzimpfungen für die 
öffentliche Gesundheit bestimmen. Abweichungen von den Empfehlungen der 
Ständigen Impfkommission sind durch den G-BA besonders zu begründen (§ 20d 
Abs. 1 Satz 4 SGB V).  

Zu den Änderungen der STIKO-Empfehlungen hat der G-BA nach § 20 d Abs. 1 
Satz 7 SGB V innerhalb von drei Monaten nach ihrer Veröffentlichung eine Ent-
scheidung zu treffen.  

Das RKI hat die aktualisierten Impfempfehlungen der STIKO im Epidemiologi-
schen Bulletin Nr. 30/2009 veröffentlicht.  

 

2. Bewertungsentscheidung und Umsetzung 

Mit dem Beschluss zur Änderung der Anlage 1 der Schutzimpfungs-Richtlinie 
setzt der G-BA die neu gefassten Impfempfehlungen der STIKO, welche mit dem 
Epidemiologischen Bulletin Nr. 30/2009 veröffentlicht wurden, entsprechend der 
Vorgabe des § 20d Abs. 1 Satz 7 SGB V um. 
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C. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen 
Stellungnahmeverfahrens 

Gemäß § 91 Abs. 5 SGB V ist bei Beschlüssen, deren Gegenstand die Berufs-
ausübung der Ärzte, Psychotherapeuten oder Zahnärzte betrifft, der jeweiligen 
Arbeitsgemeinschaft der Kammern dieser Berufe auf Bundesebene Gelegenheit 
zur Stellungnahme  zugegeben. Der Unterausschuss „Arzneimittel“ des Gemein-
samen Bundesausschusses (G-BA) hat in seiner Sitzung am 8. September 2009 
entschieden, der Bundesärztekammer gemäß § 91 Abs. 5 SGB V i. V. m. § 11 
des 1. Kapitels der Verfahrensordnung des G-BA Gelegenheit zur Stellung-
nahme vor einer endgültigen Entscheidung des G-BA über die Änderung der 
Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 SGB V (Schutzimpfungs-
Richtlinie / SI-R) nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 15 SGB V zu geben. Mit Schreiben 
vom 9. September 2009 wurde der Bundesärztekammer der Beschlussentwurf 
und die tragenden Gründe übermittelt. 
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1. Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens 
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2. Stellungnahme der Bundesärztekammer 
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3. Würdigung der Stellungnahme 

Die Bundesärztekammer hält die Übernahme der STIKO-Empfehlungen in der 
vorgesehenen Form für angemessen, merkt aber folgende Punkte an: 

- Hinsichtlich der Umsetzung der Empfehlung der STIKO zur Impfung von 
Personal im Gesundheitswesen gegen Pertussis wäre unter Versorgungs-
gesichtspunkten auch eine andere Zuordnung möglich gewesen. 

Zur Impfung von Personal in Altenheimen und Behinderteneinrichtungen im 
Rahmen einer beruflichen Indikation reicht, unabhängig davon, dass diese 
Personengruppen nicht zu dem  von der STIKO genannten „Personal im 
Gesundheitsdienst“ zählen, die Datenlage in Deutschland derzeit nicht aus. 
Nach der Begründung der STIKO sind innerhalb von 5 Jahren 63 Fälle in 
zwei unterschiedlichen Einrichtungen gemeldet worden. Es ist festzustellen, 
dass diese 63 Erkrankungsfälle ausschließlich in den neuen Bundesländern 
- aufgrund der dortigen Meldepflicht - erfasst wurden. Eine ausführliche 
Auswertung der Ausbrüche hat das RKI bisher nicht vorgenommen. 

Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge 
ist vorrangig der Arbeitgeber gefordert ggf. ein Impfangebot zu unterbreiten. 
Die betreuten Personen und die Angestellten in Alten- und Pflege bzw. Be-
hindertenheimen selbst sind allerdings Ziel der allgemeinen Impfempfeh-
lung und erhalten bei der Auffrischung gegen Tetanus einmalig eine Kom-
binationsimpfung, die eine Pertussiskomponente enthält. 

 

- Die Begründung der Nichtübernahme der STIKO-Empfehlung zur 
postexpositionellen Prophylaxe bei Meningokokken-Infektionen könnte 
ausführlicher gestaltet werden. 

Der Anregung wird gefolgt. 

 

- Ergänzung der Aussage, dass Chemoprophylaxe und Impfung in einer 
Hand verbleiben sollten. 

Der Anregung wird im Grundsatz gefolgt. 
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